
Der Vorsitzende des Ältestenrates 
der Partei Die Linke, Hans Modrow, 
hat in der vergangenen Woche einen 
Brief an die Kovorsitzenden der Par-
tei, Susanne Hennig-Wellsow und 
Janine Wissler, gerichtet, jW doku-
mentiert im Folgenden das bislang 
nicht veröffentlichte Schreiben, das 
als Beitrag zur Diskussion vor dem 
Parteitag im Sommer in Erfurt ge-
dacht ist. �

Liebe Susanne, liebe Janine,
zum ersten Mal seit vielen Jah-
ren blieb ich dem stillen Ge-

denken in Berlin-Friedrichsfelde fern, 
konnte nicht gemeinsam mit Euch und 
vielen anderen jene ehren, auf deren 
Schultern unsere Partei steht. Ich fehl-
te nicht aus politischen Gründen, wie 
manch anderer, sondern aus gesund-
heitlichen: Ich lag im Krankenhaus. 
Die medizinischen Diagnosen sind 
nicht eben freundlich, weshalb ich es 
für angezeigt halte, meine Angelegen-
heiten zu regeln. Darum auch dieser 
Brief. Er soll zugleich mein Beitrag 
sein für die Diskussion im Vorfeld des 
Parteitages in Erfurt.

Die Partei Die Linke – hervorgegan-
gen aus WASG und PDS, und diese 
wiederum aus der SED, welche ihre 
organisatorischen Wurzeln in der KPD 
und der SPD hatte – befindet sich in 
einer kritischen Situation. Diese ent-
stand nicht erst durch das desaströse 
Resultat bei den Bundestagswahlen. 
Das Ergebnis machte die innere Ver-
fasstheit lediglich sichtbar. Wenn die 
Partei sich nicht im klaren ist, wofür 
sie steht und was ihr Zweck ist, wissen 
dies auch nicht die Wähler. Warum sol-
len sie ihre Stimme einer Partei geben, 
deren vordringlichstes Interesse darin 
zu bestehen scheint, mit SPD und Grü-
nen eine Regierung bilden zu wollen? 
Dass diese Vorstellung offenkundig in 
der Führung und unter den Mandatsträ-
gern dominiert, ist weder dem Wirken 
einzelner Genossinnen und Genossen 
zuzuschreiben noch das Resultat einer 
einzigen falschen Entscheidung. Es ist 
Folge einer jahrelangen, jahrzehntelan-
gen Entwicklung. Wann dieser Prozess 
einsetzte, und wer ursächlich dafür ver-
antwortlich zeichnet, lässt sich sowe-
nig beantworten wie die Frage, ob der 
Realsozialismus nach dem 20. Partei-
tag der KPdSU 1956 oder mit dem Pra-
ger Frühling 1968 hätte gerettet werden 
können. Wir wissen es nicht.

Alles auf den Prüfstand
Wir kennen jedoch die demokrati-
schen Spielregeln. Wir haben uns auf 
sie eingelassen, wie wir eben auch die 
gesellschaftliche Realität zur Kenntnis 
nehmen müssen, ob uns diese nun ge-
fällt oder nicht. Schon Bismarck wuss-
te und handelte entsprechend: »Wir 
müssen mit den Realitäten wirtschaf-
ten und nicht mit Fictionen.« Zu den 
demokratischen Spielregeln gehört es, 
dass nach einer krachenden Niederlage 
alles auf den Prüfstand gestellt werden 
muss. Die kritische Selbstbefragung 
schließt Personalien zwingend mit ein. 
Denn wenn alle Verantwortlichen im 
Amt bleiben, bleibt auch sonst alles 
beim alten. Es genügt nicht, Kreide 
zu fressen und Besserung zu geloben. 
Aus einem mit politischem Mandat 
ausgestatteten Saulus ist bislang noch 
nie ein Paulus geworden. Das war eine 
biblische Legende.

Das Maß der Mitverantwortung ist 
bei jedem Parteimitglied unterschied-
lich groß, am größten aber bei jenen, 
die die Partei führen. Der Bundesge-
schäftsführer zum Beispiel trägt eine 
größere Verantwortung für Wahlstra-
tegie und inhaltliche Ausrichtung der 
Partei als ein einfaches Parteimitglied 
– man kann sagen: eine entscheidende. 

Ansagen der Parteivorsitzenden fin-
den eine höhere Verbreitung als die 
Meinung einer Basisgruppe; was in 
der Bundestagsfraktion gesagt wird, 
besitzt eine andere Wirkung als etwa 
eine Erklärung des Ältestenrates. Des-
halb denke ich, dass ein Neustart nicht 
ohne personelle Konsequenzen erfol-
gen kann. Der Parteitag im Sommer 
in Erfurt ist nach meiner Überzeugung 
dafür die letzte Chance, es wird keine 
weitere geben.

In der Partei, aus der ich komme, 
kursierte die Losung von der Einheit 
von Kontinuität und Erneuerung, wo-
bei jedermann und jedefrau sah, dass 
die Erneuerung allenfalls Phrase war, 
um die Stagnation zu verdecken. Wo-
hin dies am Ende führte, wissen wir 
alle. Marx irrte vielleicht doch, wenn 
er – Hegel zitierend – meinte, dass sich 
Geschichte zweimal zutrüge, »das eine 
Mal als Tragödie, das andere Mal als 
Farce«. Auch wenn sich Geschichte in 
Wahrheit nicht wiederholt, sind Ana-
logien nicht völlig von der Hand zu 
weisen. Nach meinem Eindruck schei-
nen sich in unserer Partei bestimm-
te Prozesse zu wiederholen. Die SED 
ging zugrunde, weil die Führung selbst-
gefällig und arrogant, unbeirrt und un-
beeindruckt ihren Kurs verfolgte und 
ignorierte, was die kritische Basis daran 
anstößig fand. Damit zerstörte diese 
Führung objektiv die Partei von oben. 
Das Ende ist bekannt.

Am Ende meiner Tage fürchte ich 
die Wiederholung. Die politischen Fol-
gen des Scheiterns vor mehr als 30 Jah-
ren können wir im Osten Deutschlands 
besichtigen. Die Folgen des Scheiterns 
der Linkspartei werden ganz Deutsch-
land und die europäische Linke insge-
samt treffen. Das eine wie das andere 
ist irreparabel. Dessen sollten wir uns 
bewusst sein! Wir tragen darum eine 
große Verantwortung – jede Genossin, 
jeder Genosse und die Partei als Gan-
zes.

Als Vorsitzender des Ältestenrates 
war ich mir immer dieser Verantwor-
tung bewusst. Wir haben gemäß der 
Bundessatzung der Partei gehandelt: 
»Der Ältestenrat berät aus eigener 

Initiative oder auf Bitte des Parteivor-
standes zu grundlegenden und aktuel-
len Problemen der Politik der Partei. 
Er unterbreitet Vorschläge oder Emp-
fehlungen und beteiligt sich mit Wort-
meldungen an der parteiöffentlichen 
Debatte.« Allerdings musste ich, muss-
ten wir erleben, dass unsere Vorschläge 
und Empfehlungen ohne sichtbare Wir-
kung blieben, weshalb ich wiederholt 
auch öffentlich die Frage stellte, ob 
es dieses Gremiums überhaupt bedarf. 
Wir waren augenscheinlich überflüssig 
und lästig, was die Ignoranz deutlich 
zeigte. Unsere Erfahrungen brauchte 
niemand.

In westdeutscher Hand
Natürlich gibt es – wie in jeder Fami-
lie – auch in unserer Partei einen Ge-
nerationenkonflikt. Die Neigung der 
Nachwachsenden, den Rat der Alten 
als Belehrung oder Bevormundung zu 
empfinden, ist mir nicht fremd: Ich war 
schließlich auch einmal jung. Zu die-
sem Konflikt kommt auch noch der der 
unterschiedlichen Herkunft. Wer im 
Osten geboren und aufgewachsen ist, 
hat eine andere Sozialisation erfahren 
als die Genossinnen und Genossen aus 
dem Westen. Sozialisation schließt ein: 
Bildung, Sprache, Umgangsformen, 

Mentalität, Erfahrung, Stabskultur … 
Das alles schwindet mit den Jahren, 
wie deren Träger auch verschwinden. 
Es wirkt jedoch nach. Über Generatio-
nen. Die Ostdeutschen, auch das muss 
gesagt sein, sind nicht die besseren 
Menschen. Sie sind anders. Das sollte 
sowohl in der Partei selbst als auch in 
ihrer politischen Arbeit bedacht wer-
den. Geschieht das nicht, erhält man – 
wie jüngst geschehen – bei Wahlen die 
Quittung. Bundestagswahlen gewinnt 
man nicht im Osten, aber man verliert 
sie dort.

Ich kann mich nicht des Eindrucks 
erwehren, dass auch die Partei wie sei-
nerzeit das östliche Land inzwischen 
in westdeutscher Hand ist. Ihre Ver-
treter und Verbündeten geben den Ton 
an. Wie im Staat gibt es keine Ein-
heit, ich nenne den Zustand Zweiheit. 
Und das scheint nunmehr auch in der 
Partei der Fall zu sein. Ja, ich weiß, 
die Zusammensetzung der Partei hat 
sich geändert, viele junge Leute aus 
West wie Ost sind hinzugekommen. 
Sie kommen vornehmlich aus Städten 
und nicht vom Lande, haben andere 
Bedürfnisse und Interessen als wir da-
mals, als wir in ihrem Alter waren. Um 
so wichtiger ist, dass wir ihnen bewusst 
machen, aus welcher traditionsreichen 
Bewegung ihre/unsere Partei kommt, 

was ihre Wurzeln sind und wofür Ge-
nerationen gekämpft haben: nämlich 
nicht für die Stabilisierung des kapita-
listischen Systems, sondern für dessen 
Überwindung.

Und den Charakter des Systems er-
kennt man nicht mit Hilfe des Aus-
schnittdienstes und der sogenannten 
sozialen Medien, sondern aus Theorie 
und Praxis und deren Verbindung. Ich 
scheue mich deshalb nicht, eine syste-
matische politische Bildungsarbeit in 
der Partei zu fordern. Natürlich ist das 
kein Allheilmittel, aber nützlich, um die 
Welt zu erkennen und zu bestimmen, 
was die Aufgabe der Partei ist. Auch 
wenn deren Zustand im steten Wandel 
begriffen ist, ändert sich der Charakter 
der Klassengesellschaft nicht. Lautma-
lerei, Anglizismen und Gendern oder 
der Kampf gegen die Klimakatastro-
phe überwinden die sozialen Gegen-
sätze in der bürgerlich-kapitalistischen 
Gesellschaft nicht. Das vermeintliche 
Verschwinden des Industrieproletariats 
hat doch die Arbeiterklasse nicht aus-
gelöscht. Die Sozialforschung spricht 
inzwischen vom Dienstleistungspro-
letariat, und meint jene abhängig Be-
schäftigten, die für wenig Geld arbeiten 
müssen, um zu existieren: Kranken-
schwestern und Pfleger, Verkäuferin-
nen im Supermarkt und Außendienst-
mitarbeiter in Logistikunternehmen, 
Angestellte bei der Post, im Handel, 
in der Gastronomie und im Tourismus 
und so weiter. Sie machen laut jüngs-
ten Untersuchungen inzwischen bis zu 
60 Prozent der Beschäftigten aus und 
sind kaum gewerkschaftlich organi-
siert. Sie sind ebenso Arbeiterklasse 
wie die etwa 18 Prozent in Industrie-
betrieben Tätigen. Diese nahezu vier 
Fünftel der Gesellschaft kommen in der 
Wahrnehmung unserer Partei kaum vor. 
Es ist ja keine Klasse, keine Mehrheit, 
nur eine Randerscheinung …

Kampf um den Frieden
Nicht weniger gefährlich ist diese ab-
surde Äquidistanz zur Außenwelt. 
Man kann nicht zu allen Bewegungen 
und Staaten den vermeintlich glei-
chen ideologischen Abstand halten. 
Wer in das gleiche Horn stößt wie 
die kapitalistischen Kritiker Russlands 
und Chinas, Kubas, Venezuelas usw. 
macht sich objektiv mit ihren erklär-
ten wirtschaftlichen und politischen 
Gegnern gemein. Wollen wir ihnen im 
Kalten Krieg behilflich sein beim An-
richten eines Scherbenhaufens wie in 
den Staaten des arabischen Frühlings, 
in Afghanistan, in der Ukraine und 
in anderen Staaten, wo die Geheim-
dienste und die Militärmaschinerie des 
Westens wüteten? Natürlich sollen wir 
nicht alles gutheißen, was in anderen 
Ländern geschieht. Aber bei unserer 
Beurteilung ist es nicht nur nützlich, 
sondern auch nötig, die Perspektive 
der anderen einzunehmen. Im Kampf 
um den Frieden darf es keine Neutrali-
tät geben. Der christlich-europäische 
Kulturkreis, aus dem wir ebenso kom-
men wie Karl Marx und der ganze 
Kapitalismus, kann nicht die Elle sein, 
mit der wir die Welt vermessen. Es 
gibt Kulturvölker, die uns Jahrtausen-
de voraus sind. Und es gibt Prioritäten, 
die auch Willy Brandt setzte: Frieden 
ist nicht alles, aber ohne Frieden ist 
alles nichts.

Liebe Susanne, liebe Janine, ich 
kann versprechen, Euch künftig mit 
Schreiben wie diesem zu verschonen. 
Meine Kraft ist aufgezehrt, ich kann 
nur auf die Enkel hoffen, die es besser 
ausfechten. Da schwingt Hoffnung mit. 
Und die stirbt bekanntlich zuletzt.

Berlin, 17. Januar 2022
In solidarischer Verbundenheit
Hans Modrow
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»Eine letzte Chance«
Der Ältestenratsvorsitzende von Die Linke warnt  
vor dem Scheitern der Partei. Von Hans Modrow

Janine Wissler und Hans Modrow auf dem Friedhof der Sozialisten in Berlin-Friedrichsfelde (14.3.2021)
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Hans Modrow
…  war von 1958 bis 1990 Abgeordneter der Volkskammer der DDR für die 

SED, deren Zentralkomitee er von 1967 bis 1989 angehörte. Von Novem-

ber 1989 bis April 1990 war er der letzte Ministerpräsident der DDR. Vom 

3. Oktober 1990 bis 1994 war er Abgeordneter der PDS im Bundestag 

und von 1999 bis 2004 des Europaparlamentes. Er ist Vorsitzender des 

Ältestenrates der Partei Die Linke seit dessen Gründung 2007.

Am Donnerstag, 27. Januar, feiert Hans Modrow seinen 94. Geburts-

tag. Er bittet statt um Blumengrüße um Spenden für die Tulpen-Aktion 

der Modrow-Stiftung. So sollen im kommenden Herbst 6.000 Tulpen-

zwiebeln auf dem OdF-Feld (Gräberfeld für Opfer des Faschismus) auf 

dem Zentralfriedhof in Berlin-Friedrichsfelde gesteckt werden.

Modrow-Stiftung IBAN DE 64 1009 0000 2703 3300 05,  
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